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(Nr. 8168.) Verordnung, betreffend die Aufnahme des Jadegebiets in den provinzialſtändi⸗ 
ſchen Verband der Provinz Hannover. Vom 10. Dezember 1873. 


Wu Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen auf Grund des . 1. des Geſetzes, betreffend den Rechtszuſtand des 
Jadegebiets, vom 23. März d. J. (Geſetz⸗Samml. S. 107. ff.) bezüglich der 
Aufnahme dieſes Gebiets in den provinzialſtändiſchen Verband der Provinz 
Hannover, nach Anhörung der Provinzialſtände, was folgt: 


K . 


Das Jadegebiet erhält unter der Bezeichnung „Stadt Wilhelmshaven“ 
ſeine Vertretung auf dem Hannoverſchen Provinziallandtage im Stande der 
Städte und wird zu dieſem Behufe dem Wahlverbande der Oſtfrieſiſchen Städte 
(F. 4. B. 24. der Verordnung vom 22. Auguſt 1867., Geſetz-Samml. S. 1349.) 
angeſchloſſen. 


9. 2. 


Zu der Wahlverſammlung dieſes Verbandes entſendet die Stadt Wilhelms⸗ 
haven zwei in Gemäßheit des $. 6. Satz 3. der gedachten Verordnung zu wäh⸗ 
lende Mitglieder. 

Das Wahlrecht wird bei der nächſten Neuwahl der Abgeordneten des be— 
zeichneten Wahlverbandes zum erſten Male ausgeübt. 

Jahrgang 1874. (Nr. 8168-8169) 1 §. 3. 


Ausgegeben zu Berlin den 13. Januar 1874, 


BER 


$. 3. 

Die Stadt Wilhelmshaven wird bezüglich des Vermögens und der An⸗ 
ſtalten des provinzialſtändiſchen Verbandes den übrigen Theilen deſſelben gleich» 
geſtellt. Es bleibt jedoch die Theilnahme der Stadt Wilhelmshaven an dem 
Genuſſe der für den Landſtraßen⸗ und Gemeindewegebau beſtimmten ſtändiſchen 
Mittel von der vorherigen Zuſtimmung des Provinziallandtages abhängig. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 10. Dezember 1873. 


(I. S.) Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. Achenbach. 


(Nr. 8169.) Verordnung, betreffend die den Juſtizbeamten bei Dienſtgeſchäften außer 
halb des Gerichtsorts zu gewährenden Tagegelder und Reiſekoſten. Vom 
24. Dezember 1873. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen auf Grund des F. 12. des Geſetzes vom 24. März d. J., betreffend 
die 17 5 8 und Reiſekoſten der Staatsbeamten (Geſetz⸗Samml. S. 122.), 
was folgt: 


1 
Bei gerichtlichen Geſchäften, welche außerhalb des Gerichtsorts vorzunehmen 
ſind, erhalten an Tagegeldern: 
1) wenn das Geſchäft einſchließlich der Hin, und Rückreiſe innerhalb 
24 Stunden vollendet wird, der Richter 3 Thlr., der Gerichtsſchreiber 
1 Thlr. 15 Sgr., 
2) wenn die Abweſenheit länger dauert, für jeden auch nur angefangenen 
Zeitraum von 24 Stunden, der Richter 3 Thlr., der Gerichtsſchreiber 
1 Thlr. 15 Sgr., 
3) zuſätzlich für jedes außerhalb des Wohnorts genommene Nachtquartier, 
der Richter 1 Thlr., der Gerichtsſchreiber 15 Sgr. 
§. 2. 


Pre ag 


$. 2. 


An Reiſekoſten einſchließlich der Koſten der Gepäckbeförderung erhalten in 
demſelben Falle: 


1) bei Reifen, welche auf Eiſenbahnen oder Dampfſchiffen zurückgelegt wer⸗ 
den können, 
der Richter für die Meile 10 Sgr. und 1 Thlr. für jeden Zu⸗ und 
Abgang, 
der Gerichtsſchreiber für die Meile 73 Sgr. und 20 Sgr. für jeden 
Zu⸗ und Abgang; 


2) bei Reiſen, welche nicht auf Eiſenbahnen oder Dampfſchiffen zurückgelegt 
werden können, 


der rn 1 Thlr. 10 Sgr., der Gerichtsſchreiber 20 Sgr. für die 
eile. 


Haben erweislich höhere Reiſekoſten als die unter 1. und 2. feſtgeſetzten 
aufgewendet werden müſſen, ſo werden dieſe erſtattet. 


5 3. 


Tagegelder und Reiſekoſten werden nicht gewährt, wenn das Geſchäft in 
einer Entfernung von nicht mehr als einer Fünftelmeile von dem Gerichtsorte 
vorgenommen wird. War der Beamte durch außergewöhnliche Umſtände 1 
nöthigt, ſich eines Fuhrwerkes zu bedienen oder waren ſonſtige nothwendige Uns 
koſten, wie Brücken- oder Fährgeld, aufzuwenden, fo find die Auslagen de erſtatten. 

Für einzelne Ortſchaften kann durch den Juſtizminiſter in Gemeinſchaft 
mit dem Finanzminiſter beſtimmt werden, daß den Gerichtsbeamten bei den außer⸗ 
halb des Gerichtsgebäudes vorzunehmenden Geſchäften die verauslagten Fuhr⸗ 
koſten zu erſtatten ſind. 


§. 4. 

Die Reiſekoſten werden für Hin⸗ und Rückreiſe beſonders berechnet. Hat 
jedoch der Beamte Dienſtgeſchäfte an verſchiedenen Orten unmittelbar nach ein⸗ 
ander ausgerichtet, fo iſt der von Ort zu Ort wirklich zurückgelegte Weg unge- 
theilt der Berechnung der Reiſekoſten zu Grunde zu legen. 


8. 5. 


Bei Berechnung der Entfernungen wird jede angefangene Fünftelmeile für 
eine volle Fünftelmeile gerechnet. 
Bei Reiſen von mehr als einer Fünftelmeile, aber weniger als einer Meile 
ſind die Reiſekoſten für eine volle Meile zu gewähren. 
(Nr. 8169.) :$.6, 


$. 6. 


Führen mehrere Wege nach dem Orte, an welchem das Geſchäft vorzu⸗ 
nehmen iſt, ſo iſt diejenige fahrbare Straßenverbindung zu wählen, bei deren 
Benutzung ſich die Geſammtvergütung an Tagegeldern und Reiſekoſten am nie⸗ 
drigſten berechnet. N 

Ein anderer Weg kann der Berechnung nur zu Grunde gelegt werden, 
wenn die Benutzung des billigeren Fahrweges aus beſonderen Gründen ausge— 


ſchloſſen geweſen iſt. 
$. 7. 


Erfordert das Geſchäft die Mitwirkung mehrerer Gerichtsbeamten, ſo hat 
Jeder ſelbſtſtändig für die Ausführung der Reiſe Sorge zu tragen. 

Eine Verpflichtung zur Benutzung der von den Parteien angebotenen Trans⸗ 
portmittel findet fortan nicht ſtatt. 


§. 8. 


Auf die von den Beamten der Staatsanwaltſchaft, mit Ausnahme der 
Polizeianwalte, vorgenommenen Lokalgeſchäfte finden die für die gerichtlichen 
Beamten gegebenen Vorſchriften entſprechende Anwendung. 


$. 9. 


Die gerichtlichen Unterbeamten erhalten für jeden Tag, an welchem ſie in 
einer Entfernung von mehr als einer Fünftelmeile von dem Gerichtsorte Dienſt⸗ 
geſchäfte verrichten, 10 Sgr. Zehrungskoſten und zuſätzlich 10 Sgr. für jedes 
auswärts genommene Nachtquartier. Werden dieſelben zur Dienſtleiſtung bei 
auswärtigen Gerichtstagen zugezogen, ſo erhalten ſie 20 Sgr. Tagegelder und 
Reiſekoſten im Betrage von 10 Sgr. für die Meile. 5 

Für die Dienſtgeſchäfte der Gerichtsvögte in der Provinz Hannover bleiben 
die bisherigen Vorſchriften in Geltung. 


$. 10. 


Dienſtreiſen der Juſtizbeamten, welche durch die Zwecke der Juſtiz-Aufſicht 
und Verwaltung veranlaßt werden, unterliegen den Beſtimmungen des Geſetzes 
vom 24. März 1873. (Geſetz⸗Samml. S. 122.). 

Insbeſondere gilt dies von den Reiſen der Gerichtsbeamten zur Abhaltung 
von Gerichtstagen, und von den Reiſen, die von Richtern oder Staatsanwalten 
150 Zwecke der Theilnahme an den Geſchäften eines auswärtigen Gerichts nach 

eſſen Sitze gemacht werden müſſen. 


. 11 


Die gegenwärtige Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung für 
den Umfang der geſammten Monarchie mit Ausnahme des Bezirks des Appel 
lationsgerichtshofes zu Cöln in Geltung. 

Die 


2 3 


Die in den $$. 1. bis 7. enthaltenen Beſtimmungen kommen jedoch auch 
in dieſem letzteren Bezirke von demſelben Zeitpunkte ab für ſolche Dienſtreiſen 
der Richter, der Beamten der Staatsanwaltſchaft und der gerichtlichen Polizei 
und der Gerichtsſchreiber in Anwendung, für welche bisher Entſchädigungen an 
Reiſe-, Zehrungs⸗ und Aufenthaltskoſten in Gemäßheit des Tarifs vom 18. Juni 
1811. zu gewähren waren. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 24. Dezember 1873. 


(L. S.) Wilhelm. 
Camphauſen. Leonhardt. 


(Nr. 8170.) Geſetz wegen Abänderung einiger Beſtimmungen des Geſetzes vom 11. Februar 
1870., betreffend die Ausführung der anderweiten Regelung der Grund— 
ſteuer in den Provinzen Schleswig-Holſtein, Hannover und Heſſen⸗Naſſau, 

* ſowie im Kreiſe Meiſenheim. Vom 3. Januar 1874. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was folgt: 


ER 


„„Das Geſetz vom 11. Februar 1870., betreffend die Ausführung der ander- 
weiten Regelung der Grundſteuer in den Provinzen Schleswig⸗Holſtein, Hannover 
und Heſſen⸗Naſſau, ſowie in dem Kreiſe Meiſenheim (Geſetz-Samml. für 1870. 
S. 85.), wird in nachſtehenden Punkten abgeändert: 


1) an die Stelle des in den 69. 2. 12. 14. 16. und 20. dieſes Geſetzes 
erwähnten Jahres 1875. tritt für die Provinzen Hannover und Heſſen⸗ 
Naſſau, ſowie für den Kreis Meiſenheim das Jahr 1876. für die Pros 
vinz Schleswig⸗Holſtein das Jahr 1878. 


2) in demjenigen Theile der Provinz Schleswig⸗Holſtein, in welchem die 
parzellenweiſe Einſchätzung der Liegenſchaften unter Berückſichtigung der 
Eigenthumsgrenzen (F. 7. des Geſetzes) nicht rechtzeitig vor dem 1. Januar 
1876. bewirkt werden kann, wird der Reinertrag der ſteuerpflichtigen 

(Nr. 81698170.) Lie⸗ 


a re 


Liegenſchaften Behufs der Feſtſtellung der Grundſteuer⸗Hauptſummen 
(F. 2. a. a. O.) zunächſt nur gemarkungsweiſe im Ganzen ermittelt. Für 
das Verfahren bei dieſer Ermittelung des Reinertrages ſind die Vor⸗ 
ſchriften in den $$. 22. 39. 43. und 45. bis 47. der Anweiſung vom 
21. Mai 1861. (Geſetz-Samml. für 1861. S. 257.) maßgebend. 

Die Untervertheilung der auf die Provinz dergeſtalt entfallenden 
Grundſteuer⸗Hauptſumme auf die einzelnen ſteuerpflichtigen Liegenſchaften 
geſchieht auf Grund und nach Vollendung der parzellenweiſen Einſchätzung 
ſämmtlicher Liegenſchaften. 


$. 2. 


Sollte der Jahresbetrag der für die Zeit vom 1. Januar 1876. ab nach 
den bisherigen Beſtimmungen in der Provinz Schleswig⸗Holſtein zur Hebung 
gelangenden Grundſteuern und grundſteuerartigen Abgaben den Betrag der auf 
dieſe Provinz entfallenden Grundſteuer⸗Hauptſumme überſteigen, fo wird dieſer 
Ueberſchuß der provinzialſtändiſchen Verwaltung zur Verfügung geſtellt. 


$. 3. 
Mit der Ausführung dieſes Geſetzes iſt der Finanzminiſter beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 3. Januar 1874. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Falk. v. Kameke. Achenbach. 


er 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872. (Geſetz-Samml. S. 357.) 
ſind bekannt gemacht: 


1) das Allerhöchſte Privilegium vom 3. September 1873. wegen Aus⸗ 
gabe auf den Inhaber lautender Obligationen der Sammtgemeinde 
Malſtatt⸗Burbach-Rußhütte im Kreiſe Saarbrücken im Betrage von 
60,000 Thalern durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Trier 
Nr. 50. S. 259. bis 261., ausgegeben den 12. an: 1873.; 


2) der Allerhöchſte Erlaß vom 22. September 1873., betreffend die Abände⸗ 
rung und Erweiterung des Meliorationsprojekts des Altwaſſerbruch⸗ 
Entwäſſerungsverbandes, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu e a. d. O. Nr. 44. S. 259., ausgegeben den 5. November 
1873. 


3) der Allerhöchſte Erlaß vom 13. Oktober 1873. und das durch denſelben 
genehmigte revidirte Statut der Preußiſchen Hypotheken- Aktienbank zu 
Berlin, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Potsdam 
und der Stadt Berlin Beilage zu Nr. 51. S. 1. bis 16., ausgegeben 
den 19. Dezember 1873., 


4) der Allerhöchſte Erlaß vom 29. Oktober 1873., betreffend das dem 
Kreiſe Schönau verliehene Expropriationsrecht und die Verleihung der 
fisfalifchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Straße 
durch das Katzbachthal von Goldberg nach Schönau mit einer Abzwei⸗ 

ung von Seiffenau nach Hermsdorf zum Anſchluß an die Löwenberg⸗ 
oldberger Staatsſtraße, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Liegnitz Nr. 51. S. 314., ausgegeben den 20. Dezember 1873.; 


5) der Allerhöchſte Erlaß vom 24. November 1873. und das durch denſelben 
genehmigte Statut, Abänderungen der Verfaſſung der Landſchaft der 
Grafſchaften Hoya und Diepholz vom 3. Mai 1863. betreffend, durch 
5 1 881 für Hannover S. 409/410., ausgegeben den 19. Dezem⸗ 

er 1873.) d 


6) das am 26. November 1873. Allerhöchſt vollzogene Statut für den 
Verband zur Regulirung des Remdena Bruchs in den Aemtern Osna⸗ 
brück und Grönenberg, durch das Amtsblatt für Hannover Nr. 58. 
S. 415. bis 418., ausgegeben den 27. Dezember 1873. 

7) der Allerhöchſte Erlaß vom 27. November 1873., durch welchen ge⸗ 
nehmigt wird, daß die von Weihnachten 1873. ab auszugebenden Pfand⸗ 
briefe und Zinskupons der Schleſiſchen Landſchaft in Deutſcher Reichs⸗ 
währung ausgefertigt werden, durch die Amtsblätter 

der Königl. Regierung zu Breslau Nr. 52. S. 346., ausgegeben 
den 26. Dezember 1873., * 
der 


der Königl. Regierung zu Liegnitz Nr. 51. S. 311., ausgegeben 
den 20. Dezember 1873., . 


der Königl. Regierung zu Frankfurt a. d. O. Nr. 50. S. 293., 
ausgegeben den 17. Dezember 1873.; 


8) der Allerhöchſte Erlaß vom 4. Dezember 1873. nebſt dem durch den⸗ 
ſelben genehmigten Statut, betreffend Abänderung und Ergänzung des 
$. 7. des Geſetzes über die Verfaſſung der Bremen⸗Verdenſchen Land⸗ 
ſchaft vom 9. Februar 1865., durch das Amtsblatt für Hannover Nr. 58. 
S. 418/419., ausgegeben den 27. Dezember 1873. 


Redigirt im Büreau des Staats -Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen 2 5 Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(A. v. Oecker). 


